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Mainz, den 5. Dezember 2017 
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

§ 1

Dem in Berlin am 1. Juni 2017 vom Land Rheinland-Pfalz 
unterzeichneten Staatsvertrag über die Organisation eines ge-
meinsamen Akkreditierungssystems zur Qualitätssicherung 
in Studium und Lehre an deutschen Hochschulen (Studien-
akkreditierungsstaatsvertrag) zwischen dem Land Baden-
Württemberg, dem Freistaat Bayern, dem Land Berlin, dem 
Land Brandenburg, der Freien Hansestadt Bremen, der Frei-
en und Hansestadt Hamburg, dem Land Hessen, dem Land 
Mecklenburg-Vorpommern, dem Land Niedersachsen, dem 
Land Nordrhein-Westfalen, dem Land Rheinland-Pfalz, dem 
Saarland, dem Freistaat Sachsen, dem Land Sachsen-Anhalt, 
dem Land Schleswig-Holstein und dem Freistaat Thüringen 
wird zugestimmt. Der Studienakkreditierungsstaatsvertrag 
wird nachstehend veröffentlicht.

§ 2

Das für das Hochschulwesen zuständige Ministerium erlässt 
im Einvernehmen mit den Ministerien, deren Geschäfts-
bereich jeweils unmittelbar betroffen ist, die Rechtsverord- 
nungen nach den Artikeln 4 und 16 Abs. 2 des Studienakkre-
ditierungsstaatsvertrages.

§ 3

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Studienakkreditierungsstaatsvertrag 
nach seinem Artikel 18 Abs. 1 Satz 2 in Kraft tritt, wird von 
der Ministerpräsidentin oder dem Ministerpräsidenten im 
Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt gemacht.

L a n d e s g e s e t z 
zu dem Studienakkreditierungsstaatsvertrag 

Vom 5. Dezember 2017
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S t a a t s v e r t r a g

über die Organisation eines gemeinsamen Akkreditierungssystems zur 
Qualitätssicherung in Studium und Lehre an deutschen Hochschulen 

(Studienakkreditierungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg, 
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg, 
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern, 
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen, 
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und 
der Freistaat Thüringen

(im Folgenden: „die Länder“ genannt)

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1 
Qualitätssicherung

(1) 1Die Sicherung und Entwicklung der Qualität in Studi-
um und Lehre ist vorrangig Aufgabe der Hochschulen. 2Sie 
erfüllen diese Aufgabe durch hochschulinterne Maßnahmen 
der Qualitätssicherung und -entwicklung und durch die in 
Artikel 3 Absatz 1 festgelegten Verfahren.

(2) Die Länder tragen im Rahmen der Qualitätssicherung und 
-entwicklung gemeinsam dafür Sorge, dass die Gleichwertig-
keit einander entsprechender Studien- und Prüfungsleistun-
gen sowie Studienabschlüsse und die Möglichkeit des Hoch-
schulwechsels gewährleistet werden.

(3) 1Die auf der Grundlage dieses Staatsvertrages qualitätsge-
sicherten Studiengänge werden in allen Ländern hochschul-
rechtlich als gleichwertig qualitätsgesichert anerkannt. 2Andere 
Formen der Qualitätssicherung bleiben unberührt.

Artikel 2 
Grundlage und Maßstäbe

(1) Die Qualitätssicherung und -entwicklung muss insbeson-
dere in Bachelor- und Masterstudiengängen durch die Einhal-
tung der Kriterien nach den Absätzen 2 und 3 und die Berufs-
relevanz der Abschlüsse gewährleistet werden.

(2) 1Formale Kriterien sind Studienstruktur und Studiendauer, 
Studiengangsprofile, Zugangsvoraussetzungen und Übergän-
ge zwischen Studienangeboten, Abschlüsse und Abschlussbe-
zeichnungen, Modularisierung, Mobilität und Leistungspunk-
tesystem, Gleichstellung der Bachelor- und Masterstudiengänge 
zu den bisherigen Diplom-, Staatsexamens- und Magisterstu-
diengängen, Maßnahmen zur Anerkennung von Leistungen 
bei einem Hochschul- oder Studiengangswechsel und von  

außerhochschulisch erbrachten Leistungen. 2Artikel 4 Absatz 2 
bleibt unberührt.

(3) Zu den fachlich-inhaltlichen Kriterien gehören

1.	 dem angestrebten Abschlussniveau entsprechende Qualifi-
kationsziele eines Studiengangs unter anderem bezogen auf 
den Bereich der wissenschaftlichen oder der künstlerischen 
Befähigung sowie die Befähigung zu einer qualifizierten 
Erwerbstätigkeit und Persönlichkeitsentwicklung,

2.	 die Übereinstimmung der Qualifikationsziele mit einem 
schlüssigen Studiengangskonzept und seine Umsetzung 
durch eine angemessene Ressourcenausstattung, entspre-
chende Qualifikation der Lehrenden und entsprechende 
kompetenzorientierte Prüfungen sowie die Studierbarkeit 
unter Einbeziehung des Selbststudiums,

3.	 auf dem aktuellen Stand von Wissenschaft und Forschung 
befindliche fachlich-inhaltliche Standards,

4.	 Maßnahmen zur Erzielung eines hinreichenden Studiener-
folgs,

5.	 Maßnahmen zur Geschlechtergerechtigkeit und zum 
Nachteilsausgleich für Studierende mit Behinderung oder 
chronischer Erkrankung,

6.	 das Konzept des Qualitätsmanagementsystems (Ziele, Pro-
zesse und Instrumente) sowie die Maßnahmen zur Umset-
zung des Konzepts.

(4) Hinsichtlich der Qualitätssicherung und -entwicklung ist 
das geltende Recht des Landes, in dem die Hochschule ihren 
Sitz hat, und im Falle einer Niederlassung das geltende Recht 
des Landes, in dem die Hochschule der Niederlassung ihren 
Sitz hat, zu beachten.
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Artikel 3 
Verfahren

(1) Die Verfahren zur Sicherung und Entwicklung der Quali-
tät in Studium und Lehre beziehen sich

1.	 auf die Sicherung der Leistungsfähigkeit hochschulinter-
ner Qualitätsmanagementsysteme mit externer Beteiligung 
(Systemakkreditierung),

2.	 auf die Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung ein-
zelner Studiengänge mit externer Beteiligung (Programm-
akkreditierung) oder

3.	 auf andere, mit dem Akkreditierungsrat und dem jeweili-
gen Land nach den Kriterien des Artikels 2 abgestimmte 
Verfahren; für diese Verfahren gelten Absatz 2 Satz 1 so-
wie die in diesem Staatsvertrag und in den Rechtsverord-
nungen nach Artikel 4 festgelegten Grundätze zur ange-
messenen Beteiligung der Wissenschaft entsprechend.

(2) 1Die Verfahren nach Absatz 1 Nummern 1 und 2 erfolgen

1.	 auf Antrag der Hochschule, der gegenüber dem Akkre-
ditierungsrat oder der in dem Verfahren nach Absatz 1 
Nummer 3 bestimmten Stelle abzugeben ist,

2.	 auf der Basis eines Selbstevaluationsberichts der Hoch-
schule, der mindestens Angaben zu den Qualitätszielen 
der Hochschule und zu den Kriterien gemäß Artikel 2 
Absätze 2 und 3 enthält,

3.	 unter maßgeblicher Beteiligung externer unabhängiger 
sachverständiger Personen aus den für die Qualitätssiche-
rung relevanten gesellschaftlichen Bereichen, insbesondere 
Vertreterinnen und Vertreter aus Wissenschaft und Berufs-
praxis sowie Studierende,

4.	 durch Begutachtung und Erstellung eines Gutachtens mit 
Beschluss- und Bewertungsempfehlungen nach den in der 
Rechtsverordnung nach Artikel 4 festgelegten Standards 
und

5.	 unter Mitbestimmung fachlich affiner Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer.

2Die Hochschulen bedienen sich auf der Grundlage privaten 
Rechts zur Begutachtung und Erstellung des Gutachtens ge-
mäß Satz 1 Nummer 4 der Hilfe einer der bei dem European 
Quality Assurance Register for Higher Education (EQAR)
registrierten und vom Akkreditierungsrat nach Artikel 5 Ab-
satz 3 Nummer 5 zugelassenen Agenturen. 3Grundlage und 
Maßstab der Begutachtung nach Satz 1 Nummer 4 sind aus-
schließlich die Regelungen dieses Staatsvertrages und die Re-
gelungen, die auf der Grundlage dieses Staatsvertrages erlassen 
wurden.

(3) 1Die Hochschulrektorenkonferenz entwickelt ein Ver-
fahren, welches sicherstellt, dass bei der Benennung der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer im Sinne des 
Absatzes 2 Satz 1 Nummer 5 eine hinreichende Teilhabe der 
Wissenschaft gegeben ist. 2Das Verfahren bedarf der Zustim-
mung des Stiftungsrates. 3Die Agenturen sind hinsichtlich der 
Bestellung der Gutachterinnen und Gutachter im Sinne des 
Absatzes 2 Satz 1 Nummer 4 an dieses Verfahren gebunden.

(4) Vor der abschließenden Entscheidung nach Absatz 5 er-
hält die Hochschule Gelegenheit, Stellung zu nehmen.

(5) 1Die das Verfahren abschließende Entscheidung des Ak-
kreditierungsrates umfasst

1.	 die Feststellung der Einhaltung der formalen Kriterien ge-
mäß Artikel 2 Absatz 2 und

2.	 die Feststellung der Einhaltung der fachlich-inhaltlichen 
Kriterien gemäß Artikel 2 Absatz 3.

2Grundlage und Maßstab der Entscheidung nach Satz 1 sind 
ausschließlich die Regelungen dieses Staatsvertrages und die 
Regelungen, die auf der Grundlage dieses Staatsvertrages er-
lassen wurden. 3Über die Feststellung nach Satz 1 Nummer 2 
wird auf der Grundlage des Gutachtens nach Absatz 2 Satz 1 
Nummer 4 entschieden; eine begründete Abweichung ist 
möglich. 4Die Entscheidung nach Satz 1 ist ein Verwaltungs-
akt im Sinne des § 35 des Verwaltungsverfahrensgesetzes.

(6) 1Das Verfahren wird dokumentiert. 2Die Gutachten und 
Entscheidungen werden in geeigneter Weise veröffentlicht.

(7) Gegen die Entscheidung nach Absatz 5 steht der Hoch-
schule der Verwaltungsrechtsweg offen.

(8) Für die Durchführung der Verfahren nach Absatz 1 erhebt 
der Akkreditierungsrat von den Hochschulen nach Maßgabe 
des Artikels 6 Absatz 4 Gebühren. 

Artikel 4 
Verordnung zur Regelung des Näheren der Studien-
akkreditierung (Studienakkreditierungsverordnung)

(1) Zur Sicherung und Entwicklung der Qualität in Studium 
und Lehre bestimmen die Länder durch Rechtsverordnungen 
das Nähere zu den formalen Kriterien nach Artikel 2 Ab-
satz 2, zu den fachlich-inhaltlichen Kriterien nach Artikel 2 
Absatz 3 sowie zum Verfahren nach Artikel 3.

(2) 1Für einzelne Studienbereiche können die Länder zur 
Sicherung und Entwicklung der studienbereichsadäquaten 
Qualität in Studium und Lehre durch Rechtsverordnungen 
regeln, dass für diese Studienbereiche die Kriterien nach Ar-
tikel  2 Absatz 2 nach Maßgabe besonderer Regelungen gel-
ten. 2Studienbereiche im Sinne des Satzes 1 sind zum Beispiel 
künstlerische Studiengänge an Kunst- und Musikhochschulen 
sowie Studiengänge, mit denen die Voraussetzungen für ein 
Lehramt vermittelt werden.

(3) 1Die Länder bestimmen durch Rechtsverordnungen das 
Nähere zu den Verfahren gemäß Artikel 3 Absatz 1 Num-
mern 1 und 2, insbesondere

1.	 das Nähere zur Verfahrenseinleitung, insbesondere hin-
sichtlich der Beauftragung der Agentur durch die Hoch-
schule,

2.	 die Vorgabe eines einheitlichen Rasters und einheitlicher 
Standards für 

a) die Gutachten nach Artikel 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 
4 sowie 

b) den Prüfbericht über die Einhaltung der formalen Kri-
terien,

3.	 die Zusammensetzung des für die Begutachtung und Er-
stellung des Gutachtens nach Artikel 3 Absatz 2 Satz  1 
Nummer 4 zuständigen Gremiums,

4.	 die fachlichen Anforderungen an die Gutachterinnen und 
Gutachter,
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5.	 den Zeitraum der Geltung der Akkreditierungsentschei-
dungen (Reakkreditierungsfristen),

6.	 die Voraussetzungen, unter denen eine Akkreditierung 
oder eine Reakkreditierung entzogen werden kann sowie

7.	 das Nähere zur Verbindung mit Verfahren, die über die 
berufszulassungsrechtliche Eignung eines Studiengangs 
entscheiden, sowie zur Umsetzung gemeinsamer Ausbil-
dungsrahmen nach Artikel 49 a der Richtlinie 2005/36/EG  
in der jeweils geltenden Fassung.

2Die Rechtsverordnungen nach Satz 1 sehen vor, dass bei der 
konkreten Festlegung der in den einzelnen Verfahren gelten-
den fachlich-inhaltlichen Kriterien die Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 5 die Mehrheit der Stimmen des für die Begutach-
tung zuständigen Gremiums besitzen.

(4) Die Länder können durch Rechtsverordnungen darüber 
hinaus das Nähere zu den Verfahren gemäß Artikel 3 Ab-
satz 1 Nummer 3 bestimmen.

(5) Die Länder können durch Rechtsverordnung Regelungen 
zu den von den Agenturen zu erhebenden Entgelten, insbe-
sondere zu den Entgelttatbeständen, zu Entgelthöhe und Ent-
geltbemessung treffen; es können feste Sätze oder Rahmenent-
gelte vorgesehen werden.

(6) Die Rechtsverordnungen nach den Absätzen 1, 2, 3 und 5 
müssen übereinstimmen, soweit dies zur Sicherung der Ver-
pflichtung der Länder nach Artikel 1 Absatz 2 notwendig ist.

Artikel 5 
Stiftung Akkreditierungsrat

(1) 1Die Stiftung zur Akkreditierung von Studiengängen in 
Deutschland, errichtet durch das nordrhein-westfälische Ge-
setz zur Errichtung einer Stiftung „Stiftung zur Akkreditie-
rung von Studiengängen in Deutschland“ vom 15.  Februar 
2005 (GV.NRW. S. 45), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
16. September 2014 (GV.NRW. S. 547), trägt die Bezeichnung 
„Stiftung Akkreditierungsrat“. 2Die Stiftung Akkreditierungs-
rat ist eine gemeinsame Einrichtung der Länder für die Ak-
kreditierung und Qualitätssicherung in Studium und Lehre 
an deutschen Hochschulen. 3Das Land Nordrhein-Westfalen 
wird sein Gesetz zur Errichtung einer Stiftung „Stiftung zur 
Akkreditierung von Studiengängen in Deutschland“ nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen ändern. 4Die Stiftung 
hat ihren Sitz in Bonn. 5Sie führt ein in der Satzung geregeltes 
Dienstsiegel.

(2) Die Länder nehmen durch die Stiftung ihre Aufgaben nach 
Artikel 1 Absatz 2 wahr und kommen damit ihrer gesamt-
staatlichen Verantwortung im Hochschulbereich für die Ge-
währleistung der Gleichwertigkeit einander entsprechender 
Studien- und Prüfungsleistungen sowie Studienabschlüsse und 
der Möglichkeit des Hochschulwechsels nach.

(3) Die Stiftung dient der Erfüllung der folgenden Aufgaben:

1.	 Studiengänge und hochschulinterne Qualitätssicherungs-
systeme sowie andere, mit dem Akkreditierungsrat und 
dem jeweiligen Land auf Grundlage der Kriterien des Ar-
tikels  2 abgestimmte Verfahren der Qualitätssicherung 
durch Verleihung des Siegels der Stiftung zu akkreditieren 
und reakkreditieren.

2.	 Sie legt unter Berücksichtigung der Entwicklung in Europa 
die Voraussetzungen für die Anerkennung von Akkreditie-
rungen durch ausländische Einrichtungen fest.

3.	 Sie fördert die internationale Zusammenarbeit im Bereich 
der Akkreditierung und der Qualitätssicherung.

4.	 Sie berichtet den Ländern regelmäßig über die Entwick-
lung des gestuften Studiensystems und über die Qualitäts-
entwicklung im Rahmen der Akkreditierung.

5.	 Sie lässt die Agenturen im Sinne des Artikel 3 Absatz 2 
Satz 2 zu. Voraussetzung für die Zulassung ist der durch 
die Agentur zu führende Nachweis, dass sie zuverlässig 
in der Lage ist, die Aufgaben der Begutachtung und der 
Erstellung des Gutachtens wahrzunehmen; bei den bei 
dem EQAR registrierten Agenturen wird dies widerleg-
bar vermutet.

6.	 Sie unterstützt die Länder bei der Weiterentwicklung des 
deutschen Qualitätssicherungssystems und unterbreitet 
Vorschläge für die nach Artikel 4 zu erlassenden Rechts-
verordnungen.

Artikel 6 
Stiftungsvermögen, Gebühren

(1) 1Zur Erfüllung des Stiftungszwecks (Artikel 5) erhält die 
Stiftung einen jährlichen Zuschuss der Länder. 2Der Betrag 
wird von den Ländern nach dem Königsteiner Schlüssel in 
der jeweils geltenden Fassung aufgebracht. 3Der Zuschuss 
wird nur gewährt, soweit der Verwaltungsaufwand der Stif-
tung nicht durch Gebühren nach Absatz 4 gedeckt wird. 
4Die Anteilsbeträge der Länder werden im Laufe eines jeden 
Haushaltsjahres in zwei Teilbeträgen zum 1. Januar und zum 
1. Juli nach den Ansätzen des Wirtschaftsplans fällig.

(2) Die Stiftung ist berechtigt, Zuwendungen von dritter Seite 
anzunehmen.

(3) Erträgnisse des Stiftungsvermögens und sonstige Einnah-
men dürfen nur im Sinne des Stiftungszwecks verwendet 
werden.

(4) 1Die Stiftung kann zur Deckung ihres Verwaltungsauf-
wandes nach näherer Bestimmung der Gebührenordnung Ge-
bühren für die Durchführung der Verfahren nach Artikel 3 
Absatz 1 und nach Artikel 5 Absatz 3 Nummer 5 erheben. 
2Die Gebührenordnung muss zumindest den die Gebühr be-
gründenden Tatbestand, den Gebührensatz sowie den Zeit-
punkt ihrer Fälligkeit angeben. 3Die §§ 3 bis 5, 9 bis 22 des 
Gebührengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen gelten 
entsprechend, soweit in der Gebührenordnung nichts anderes 
bestimmt ist. 4Die Gebührenordnung wird vom Stiftungsrat 
unter Beteiligung der Ständigen Konferenz der Kultusminister 
der Länder in der Bundesrepublik Deutschland beschlossen.

Artikel 7 
Satzung; Geschäftsordnung

(1) 1Die Stiftung gibt sich eine Satzung, die vom Stiftungsrat 
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder be-
schlossen wird und die der Genehmigung des Ministeriums 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung des Landes 
Nordrhein-Westfalen bedarf; sie wird im Ministerialblatt für 
das Land Nordrhein-Westfalen veröffentlicht. 2Das Gleiche 
gilt für Änderungen der Satzung.
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(2) Die Satzung regelt insbesondere die Vertretung der Organe 
der Stiftung, die Grundsätze der Zusammenarbeit zwischen  
ihren Organen sowie das Nähere zur Aufgabe und Arbeits-
weise des Akkreditierungsrates, zur Inkompatibilität zwischen 
der Mitgliedschaft im Akkreditierungsrat und einer Agentur, 
zum Wirtschaftsplan und Jahresabschluss, zur Entlastung des 
Vorstands und zur Evaluierung der Arbeit der Stiftung.

(3) Die Organe der Stiftung können sich nach Maßgabe der 
Satzung eine Geschäftsordnung geben.

Artikel 8 
Organe der Stiftung

(1) Organe der Stiftung sind

1.	 der Akkreditierungsrat,

2.	 der Vorstand,

3.	 der Stiftungsrat.

(2) Die Organe müssen bei allen Vorschlägen und Entschei-
dungen die geschlechtsspezifischen Auswirkungen beachten 
(Gender Mainstreaming).

Artikel 9 
Akkreditierungsrat

(1) 1Der Akkreditierungsrat beschließt über alle Angelegen-
heiten der Stiftung. 2Insbesondere akkreditiert und reakkredi-
tiert er gemäß Artikel 3 Absatz 5 die Studiengänge und hoch-
schulinternen Qualitätssicherungssysteme an den deutschen 
Hochschulen; die Akkreditierung und die Reakkreditierung 
können mit einer Bedingung oder einem Vorbehalt des Wi-
derrufs erlassen oder mit einer Auflage oder dem Vorbehalt 
einer nachträglichen Aufnahme, Änderung oder Ergänzung 
einer Auflage verbunden werden. 3Er trifft seine Entschei-
dungen mit der Mehrheit seiner Stimmen. 4Die laufenden 
Geschäfte der Stiftung gelten als auf den Vorstand übertra-
gen, soweit nicht der Akkreditierungsrat sich für einen be-
stimmten Kreis von Geschäften oder für einen Einzelfall die 
Entscheidung vorbehält.

(2) 1Mitglieder des Akkreditierungsrates sind:

1.	 acht Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer von 
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen in der 
Bundesrepublik Deutschland, die zumindest die vier Fä-
chergruppen der Geisteswissenschaften, Gesellschaftswis-
senschaften, Naturwissenschaften und der Ingenieurwis-
senschaften repräsentieren müssen,

2.	 eine Vertreterin oder ein Vertreter der Hochschulrekto-
renkonferenz,

3.	 vier Vertreterinnen oder Vertreter der Länder in der Bun-
desrepublik Deutschland,

4.	 fünf Vertreterinnen oder Vertreter aus der beruflichen 
Praxis, davon eine Vertreterin oder ein Vertreter der für 
das Dienst- und Tarifrecht zuständigen Landesministerien,

5.	 zwei Studierende,

6.	 zwei ausländische Vertreterinnen oder Vertreter mit Ak-
kreditierungserfahrungen,

7.	 eine Vertreterin oder ein Vertreter der Agenturen mit be-
ratender Stimme.

2Die Mitglieder nach Satz 1 Nummer 1 werden auf Vorschlag 
der Hochschulrektorenkonferenz von der Ständigen Kon-
ferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepub-
lik Deutschland (Kultusministerkonferenz) für die Dauer 
von vier Jahren bestellt. 3Die Hochschulrektorenkonferenz 
stellt bei ihrem Vorschlag sicher, dass die unterschiedlichen 
Hochschularten und die Fächervielfalt eine angemessene Be-
rücksichtigung finden und die Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer nicht einer Hochschulleitung angehören. 
4Die Mitglieder nach Satz 1 Nummern 2 und 5 werden von 
der Hochschulrektorenkonferenz, die Mitglieder nach Satz 1 
Nummer 3 von der Kultusministerkonferenz, die Vertre-
terin oder der Vertreter der für das Dienst- und Tarifrecht 
zuständigen Landesministerien nach Satz 1 Nummer 4 von 
der Kultusministerkonferenz im Einvernehmen mit der 
Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der 
Länder, die sonstigen Mitglieder nach Satz 1 Nummern 4 
und 6 gemeinsam von der Kultusministerkonferenz und der 
Hochschulrektorenkonferenz und das Mitglied nach Satz 1 
Nummer 7 durch die vom Akkreditierungsrat zugelassenen 
Agenturen benannt und sodann einvernehmlich durch die 
Kultusministerkonferenz und die Hochschulrektorenkonfe-
renz für die Dauer von vier Jahren bestellt; die Satzung kann 
für die Studierenden eine kürzere Amtszeit vorsehen. 5Wie-
derbenennung und -bestellung ist auch mehrfach zulässig. 
6Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, wird das neue Mitglied 
alsbald bis zum Ende der laufenden Amtsperiode benannt 
und bestellt; Ausnahmen regelt die Satzung. 7Nach Ablauf 
der Amtszeit bleiben die Mitglieder im Amt bis zur Bestel-
lung des Neumitglieds; Satz 6 Halbsatz 2 gilt entsprechend. 
8Die Mitglieder können bei Vorliegen eines wichtigen Grun-
des vom Stiftungsrat abberufen werden. 9Die Mitglieder nach 
Satz 1 Nummern 1 bis 6 können ihre Stimme auf ein anderes 
Mitglied der jeweiligen Mitgliedergruppe übertragen.

(3) 1Der Akkreditierungsrat wählt aus den Mitgliedern nach 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 oder 3 für die Dauer von vier 
Jahren seine Vorsitzende oder seinen Vorsitzenden und deren 
oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter. 2Beide dürfen 
nicht derselben Gruppe nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 
oder 3 angehören. 3Absatz 2 Sätze 5 bis 7 gelten entsprechend.

(4) Bei Abstimmungen über Gegenstände der in Artikel 3 Ab-
satz 5 Satz 1 Nummer 2 genannten Art führen die Mitglieder 
nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 die doppelte Stimme, welche 
nur einheitlich abgegeben werden kann.

(5) 1Die Mitglieder des Akkreditierungsrates werden ehren-
amtlich tätig. 2Sie erhalten einen angemessenen Ersatz ihrer 
Auslagen und können eine Aufwandsentschädigung erhalten.

(6) Das Nähere, insbesondere zu den Beschlussvoraussetzun-
gen und zur Hinzuziehung weiterer beratender Mitglieder, 
regelt die Satzung.

Artikel 10 
Vorstand

(1) 1Der Vorstand führt die Beschlüsse des Akkreditierungsra-
tes aus und führt die laufenden Geschäfte der Stiftung; im Üb-
rigen werden die Befugnisse des Vorstands durch die Satzung 
bestimmt. 2Die oder der Vorsitzende des Vorstands vertritt 
die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich und kann sich 
hierbei im Einzelfall oder für einen Kreis von Geschäften ver-
treten lassen.



322		  Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Rheinland-Pfalz vom 12. Dezember 2017	 Nr.�17

(2) Dem Vorstand gehören an:

1.	 als Vorsitz die oder der Vorsitzende des Akkreditierungs-
rates,

2.	 die oder der stellvertretende Vorsitzende des Akkreditie-
rungsrates,

3.	 die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer der Stif-
tung.

(3) Das Nähere regelt die Satzung.

Artikel 11 
Stiftungsrat

(1) Der Stiftungsrat überwacht die Rechtmäßigkeit und Wirt-
schaftlichkeit der Führung der Stiftungsgeschäfte durch den 
Akkreditierungsrat und den Vorstand.

(2) 1Dem Stiftungsrat gehören an:

1.	 sechs Vertreterinnen oder Vertreter der Länder,

2.	 fünf Vertreterinnen oder Vertreter der Hochschulrekto-
renkonferenz.

2Die Mitglieder nach Satz 1 Nummer 1 werden von der Kul-
tusministerkonferenz, die Mitglieder nach Satz 1 Nummer 2 
von der Hochschulrektorenkonferenz für die Dauer von vier 
Jahren bestellt. 3Artikel 9 Absatz 2 Sätze 5 bis 7 gilt entspre-
chend. 4Die Übertragung der Stimme auf ein anderes Mitglied 
der jeweiligen Mitgliedergruppe nach Satz 1 ist zulässig. 5Die 
Mitglieder des Stiftungsrates dürfen nicht gleichzeitig Mitglie-
der im Akkreditierungsrat sein.

Artikel 12 
Geschäftsstelle der Stiftung

(1) 1Die Stiftung unterhält an ihrem Sitz eine Geschäftsstelle, 
die von der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer ge-
leitet wird. 2Sie unterstützt die Erledigung der Geschäfte der 
Stiftung und untersteht den fachlichen Weisungen der oder 
des Vorsitzenden des Vorstands.

(2) 1Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer der Stiftung ist die oder der 
Vorsitzende des Vorstands. 2Auf sie sind die für die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer des Sitzlandes jeweils gelten-
den Tarifverträge und sonstigen Bestimmungen anzuwenden. 
3Hinsichtlich der dienstvorgesetzten Stelle für die Vorsitzen-
de oder den Vorsitzenden des Vorstands gelten die allgemei-
nen arbeits- und beamtenrechtlichen Regelungen.

Artikel 13 
Wirtschaftsführung, Rechnungslegung

(1) Für das Haushaltsrecht der Stiftung gilt Teil VI der Lan-
deshaushaltsordnung des Landes Nordrhein-Westfalen in der 
jeweils geltenden Fassung, soweit nicht durch diesen Staats-
vertrag etwas anderes bestimmt ist.

(2) 1Vor Beginn eines jeden Kalenderjahres (Geschäftsjahres) 
hat der Vorstand rechtzeitig einen Wirtschaftsplan aufzu-
stellen, der vom Akkreditierungsrat mit Zustimmung des 
Stiftungsrates, dessen Zustimmung eine Zustimmung der 
Mehrheit seiner Mitglieder gemäß Artikel 11 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 voraussetzt, festgestellt wird. 2Der Wirtschafts-
plan bildet die Grundlage für die Einnahmen und Ausgaben; 

ihm ist als Anlage eine Übersicht über die Stellen der Stiftung 
beizufügen. 3Stellt das Land einen Haushaltsplan für zwei 
oder mehrere Jahre auf, ist hinsichtlich der Wirtschaftspläne 
entsprechend zu verfahren. 4Der Wirtschaftsplan der Stiftung 
bedarf der Zustimmung der Kultusministerkonferenz und 
der Finanzministerkonferenz mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln.

(3) 1Innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des Geschäfts-
jahres hat der Vorstand den Jahresabschluss zu erstellen und 
mit dem Prüfbericht des Rechnungsprüfers, der Vermögens-
übersicht sowie dem Tätigkeitsbericht dem Akkreditierungs-
rat und dem Stiftungsrat vorzulegen. 2Das Nähere regelt die 
Satzung.

(4) Die Haushalts- und Wirtschaftsprüfung der Stiftung un-
terliegt der Prüfung durch den Landesrechnungshof des Sitz-
landes.

(5) Im Übrigen gelten die Rechtsvorschriften des Sitzlandes 
über das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen und über 
die Rechnungsprüfung sowie die hierzu ergangenen Verwal-
tungsvorschriften.

Artikel 14 
Aufsicht

1Die Stiftung untersteht der Rechtsaufsicht des Ministeri-
ums für Innovation, Wissenschaft und Forschung des Lan-
des Nordrhein-Westfalen. 2§ 76 Absätze 2 bis 4 des Gesetzes 
über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen vom 
16. September 2014 (GV.NRW. S. 547) gilt entsprechend.

Artikel 15 
Evaluation

Das Akkreditierungssystem ist im Auftrag der Kultusminis-
terkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz, insbe-
sondere hinsichtlich der Organisationsstruktur und des Wir-
kens der Stiftung sowie der sonstigen Verfahrensregelungen, 
regelmäßig und in angemessener Frist, erstmals fünf Jahre 
nach Inkrafttreten dieses Staatsvertrages, zu evaluieren.

Artikel 16 
Übergangsvorschriften

(1) 1Soweit Verfahren der Programmakkreditierung oder der 
Systemakkreditierung im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Staatsvertrages bereits begonnen haben, gilt vorbehaltlich 
anderweitiger Regelungen in der Rechtsverordnung nach 
Absatz 2 für die Durchführung dieser Akkreditierungsverfah-
ren das bis zum Inkrafttreten dieses Staatsvertrages geltende 
Recht. 2Eine Programmakkreditierung oder Systemakkredi-
tierung hat im Sinne des Satzes 1 begonnen, sobald die Hoch-
schule einen Vertrag über die Vornahme der Programmak-
kreditierung oder der Systemakkreditierung mit der Agentur 
geschlossen hat. 3Agenturen im Sinne des Satzes 2 sind die-
jenigen Agenturen, die gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 1 des 
Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung „Stiftung zur Akkredi-
tierung von Studiengängen in Deutschland“ vom 15. Februar 
2005 (GV.NRW. S. 45), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
16. September 2014 (GV.NRW. S. 547), von der Stiftung zur 
Akkreditierung von Studiengängen in Deutschland akkredi-
tiert worden sind.

(2) 1Die Länder werden ermächtigt, durch Rechtsverordnun-
gen das Nähere hinsichtlich des Übergangs zwischen dem für 
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die Verfahren der Akkreditierung geltenden bisherigen Recht 
und dem nach diesem Staatsvertrag geltenden Recht zu regeln. 
2Des Weiteren werden die Länder ermächtigt, durch Rechts-
verordnungen das Nähere hinsichtlich der Weitergeltung des 
bis zum Inkrafttreten dieses Staatsvertrages geltenden Rechts 
für den Zeitraum zwischen dem Inkrafttreten dieses Staats-
vertrags und dem Inkrafttreten der Rechtsverordnungen nach 
Artikel 4 zu regeln. 3Die Rechtsverordnungen nach den Sät-
zen 1 und 2 müssen übereinstimmen, soweit dies zur Siche-
rung der Verpflichtung der Länder nach Artikel 1 Absatz 2 
notwendig ist.

Artikel 17 
Berufsakademien; Kirchenverträge

(1) 1Für staatliche und staatlich anerkannte Berufsakademien 
gelten die Regelungen dieses Staatsvertrages und Regelungen, 
die auf der Grundlage dieses Staatsvertrages erlassen wurden, 
entsprechend. 2Ausbildungsgänge an staatlichen und staatlich 
anerkannten Berufsakademien gelten als Studiengänge im Sin-
ne dieses Staatsvertrages.

(2) Die staatskirchenrechtlichen Regelungen und Vereinba-
rungen bleiben unberührt.

Artikel 18 
Schlussvorschriften

(1) 1Dieser Staatsvertrag ist geschlossen, wenn wenigstens 
15  Regierungschefinnen und Regierungschefs der vertrags-

schließenden Länder ihn unterzeichnet haben. 2Er tritt am 
ersten Tag des Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in-
dem die letzte Ratifikationsurkunde eines vertragsschließen-
den Landes nach Satz 1 bei der Staatskanzlei des Sitzlandes der 
Stiftung hinterlegt ist.

(2) 1Ein Land, das den Staatsvertrag nicht bis zum Zeitpunkt 
seines Inkrafttretens nach Absatz 1 Satz 2 unterzeichnet hat, 
kann dem Staatsvertrag durch Unterzeichnung später beitre-
ten. 2Dazu richtet es an die Staatskanzlei des Sitzlandes der 
Stiftung eine von der Regierungschefin oder dem Regierungs-
chef unterzeichnete Erklärung, dass das Land dem Staatsver-
trag in der zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung beitreten 
wolle. 3Der Beitritt ist vollzogen, sobald das beitretende Land 
die Ratifikationsurkunde bei der Staatskanzlei des Sitzlandes 
hinterlegt hat.

(3) 1Dieser Staatsvertrag kann von jedem Land durch schrift-
liche Erklärung gegenüber den übrigen vertragschließenden 
Ländern zum Schluss eines Kalenderjahres mit einer Frist von 
einem Jahr gekündigt werden. 2Die Kündigung ist schriftlich 
gegenüber dem oder der Vorsitzenden der Ministerpräsiden-
tenkonferenz zu erklären. 3Die Kündigung eines Landes lässt 
das zwischen den übrigen Ländern bestehende Vertragsver-
hältnis unberührt, jedoch kann jedes der übrigen Länder das 
Vertragsverhältnis binnen einer Frist von drei Monaten nach 
Eingang der Benachrichtigung über die gegenüber der oder 
dem Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz erfolgte 
Kündigungserklärung zum selben Zeitpunkt kündigen. 

Für das Land Baden-Württemberg:

Berlin, den 1.6.2017	 Winfried Kretschmann

Für den Freistaat Bayern:

Berlin, den 1.6.2017	 Horst Seehofer

Für das Land Berlin:

Berlin, den 1.6.2017	 Michael Müller

Für das Land Brandenburg:

Berlin, den 1.6.2017	 Dietmar Woidke

Für die Freie Hansestadt Bremen:

Berlin, den 1.6.2017	 Carsten Sieling

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:

Berlin, den 1.6.2017	 Olaf Scholz

Für das Land Hessen:

Berlin, den 1.6.2017	 Volker Bouffier

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:

Schwerin, den 6.6.2017	 Erwin Sellering
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Für das Land Niedersachsen:

Berlin, den 1.6.2017	 Stephan Weil

Für das Land Nordrhein-Westfalen:

Düsseldorf, den 20.6.2017	 Hannelore Kraft

Für das Land Rheinland-Pfalz:

Berlin, den 1.6.2017	 Malu Dreyer

Für das Saarland:

Berlin, den 1.6.2017	 Annegret Kramp-Karrenbauer

Für den Freistaat Sachsen:

Berlin, den 1.6.2017	 Stanislaw Tillich

Für das Land Sachsen-Anhalt:

Berlin, den 1.6.2017	 Reiner Haseloff

Für das Land Schleswig-Holstein:

Kiel, den 12.VI.2017	 Torsten Albig

Für den Freistaat Thüringen:

Berlin, den 1.6.2017	 Bodo Ramelow
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Mainz, den 5. Dezember 2017 
Die Ministerpräsidentin 

Malu Dreyer

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

Das Landesblindengeldgesetz vom 28. März 1995 (GVBl. 
S. 55-58), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
9. März 2011 (GVBl. S. 74), BS 217-21, wird wie folgt geän-
dert: 

1.	 § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a)	 In Satz 1 werden das Wort „Zivilblinde“ durch das Wort 
„Blinde“ ersetzt und der Klammerzusatz „(Blinde Men-
schen)“ gestrichen. 

b)	 Folgender neue Satz wird angefügt: 
	 „Keinen Anspruch auf Blindengeld haben Personen, die 

Leistungen wegen Blindheit nach dem Bundesversor-
gungsgesetz oder nach Gesetzen, die eine entsprechende 
Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes vorsehen, 
erhalten.“ 

2.	 § 4 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

	 „Auf das Blindengeld sind Leistungen bei häuslicher Pflege 
nach den §§ 36 bis 38 des Elften Buches Sozialgesetzbuch, 
auch soweit es sich um Sachleistungen handelt, bei Pflege-
bedürftigen des Pflegegrades 2 mit 46 v. H. des Pflegegeldes 
des Pflegegrades 2 und bei Pflegebedürftigen der Pflegegra-
de 3 bis 5 mit jeweils 33 v. H. des Pflegegeldes des Pflege

grades 3 nach § 37 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch anzurechnen.“ 

3.	 § 10 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

	 „(2) Als Nachweis, ob Blindheit im Sinne des § 1 Abs. 2 
oder eine gemäß § 1 Abs. 3 vergleichbare Beeinträchtigung 
der Sehschärfe vorliegt, dient die Zuerkennung des Merkzei-
chens „Bl“ im Rahmen der Feststellung einer Behinderung 
nach § 69 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch. Ersatzwei-
se holt die Behörde ein amtsärztliches Gutachten ein. Von 
den Verfahren nach Satz 1 und 2 soll abgesehen werden, 
wenn behördliche Unterlagen die Blindheit oder die ver-
gleichbare Beeinträchtigung der Sehschärfe ausweisen.“ 

Artikel 2

Das Landespflegegeldgesetz vom 31. Oktober 1974 (GVBl. 
S.  466), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
9. März 2011 (GVBl. S. 74), BS 217-20, wird wie folgt geän-
dert:

§ 5 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

Die Worte „in der jeweiligen Pflegestufe“ werden durch die 
Worte „des jeweiligen Pflegegrades“ ersetzt. 

Artikel 3

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2017 in Kraft. 

L a n d e s g e s e t z 
zur Änderung des Landesblindengeldgesetzes 

und des Landespflegegeldgesetzes 
Vom 5. Dezember 2017
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Mainz, den 21. November 2017 
Die Ministerin der Finanzen 

Doris Ahnen

Aufgrund des § 19 Abs. 1 in Verbindung mit § 14 Abs. 2  
Satz 1 des Kirchensteuergesetzes vom 24. Februar 1971 (GVBl. 
S. 59), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27. Mai 2014 (GVBl. 
S. 75), BS 222-31, und des § 7 Abs. 2 Satz 1 des Verkündungsge-
setzes vom 3. Dezember 1973 (GVBl. S. 375), geändert durch 
Artikel 23 des Gesetzes vom 7. Februar 1983 (GVBl. S. 17),  
BS 114-1, wird verordnet:

Artikel 1

Die Landesverordnung über die Verwaltung des besonderen 
Kirchgeldes durch die Landesfinanzbehörden vom 10. August 
1990 (GVBl. S. 257), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
19. Februar 2002 (GVBl. S. 77), BS 222-31-1, wird wie folgt 
geändert: 

§ 1 wird wie folgt geändert: 

1.	 In Nummer 4 wird das Wort „und“ durch ein Komma 
ersetzt.

2.	 Der Nummer 5 wird das Wort „und“ angefügt.

3.	 Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 6 angefügt:
„6.	 für das Katholische Bistum der Alt-Katholiken in 

Deutschland ab dem 1. Januar 2018“.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2018 in Kraft. 

V i e r t e  L a n d e s v e r o r d n u n g  
zur Änderung der Landesverordnung über die Verwaltung des besonderen  

Kirchgeldes durch die Landesfinanzbehörden
Vom 21. November 2017
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Mainz, den 24. November 2017 
Die Ministerin der Finanzen 

Doris Ahnen

L a n d e s v e r o r d n u n g 
zur Übertragung der Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbehörde 

auf Verbandsgemeindeverwaltungen 
Vom 24. November 2017

Aufgrund des Artikels 2 Abs. 2 Satz 2 des Dritten Landesge-
setzes zur Änderung der Landesbauordnung Rheinland-Pfalz 
vom 15. Juni 2015 (GVBl. S. 77) wird im Einvernehmen mit 
dem Ministerium des Innern und für Sport verordnet:

§ 1

Die Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbehörde werden 
mit der Folge des § 58 Abs. 1 Satz 2 der Landesbauordnung 
Rheinland-Pfalz (LBauO) widerruflich auf die Verbandsge-
meindeverwaltungen Diez und Konz übertragen.

§ 2

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2018 in Kraft.

(2) Verfahren nach § 86 LBauO, die bei Inkrafttreten dieser 
Verordnung von der bisher zuständigen Kreisverwaltung 
nicht abgeschlossen worden sind, sind von der jeweiligen Ver-
bandsgemeindeverwaltung fortzuführen. Die Zuständigkeit 
für die sonstigen bei Inkrafttreten dieser Verordnung nicht 
abgeschlossenen bauaufsichtlichen Verfahren richtet sich 
nach den bisherigen Bestimmungen. Verfahren nach Satz 2, 
die bis zum Ablauf des 31. Dezember 2021 von der bisher zu-
ständigen Kreisverwaltung noch nicht abgeschlossen worden 
sind, gehen ab dem 1. Januar 2022 auf die jeweilige Verbands-
gemeindeverwaltung über.
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Aufgrund 
des § 7 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 des Verkündungsge-
setzes vom 3. Dezember 1973 (GVBl. S. 375), geändert durch 
Artikel 23 des Gesetzes vom 7. Februar 1983 (GVBl. S. 17), 
BS 114-1,
wird von der Landesregierung und

aufgrund
des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten in der Fassung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I 
S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
17. August 2017 (BGBl. I S. 3202), in Verbindung mit § 1 
der Landesverordnung zur Übertragung der Ermächtigung 
der Landesregierung nach § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten vom 6. November 1968 (GVBl. 
S. 247, BS 453-1),

des § 2 Abs. 3 des Familienpflegezeitgesetzes vom 6. De-
zember 2011 (BGBl. I S. 2564), geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 23. Dezember 2014 (BGBl. I S. 2462), in 
Verbindung mit § 5 Abs. 2 Satz 1 des Pflegezeitgesetzes vom 
28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874 -896-), zuletzt geändert durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I 
S. 2424), und 

des § 7 Abs. 2 Satz 1 des Verkündungsgesetzes
wird von dem Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit 
und Demografie und dem Ministerium für Wirtschaft, Ver-
kehr, Landwirtschaft und Weinbau verordnet:

Artikel 1

Die Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet 
des Arbeitsschutzes vom 24. April 2012 (GVBl. S. 147), ge-
ändert durch § 68 des Gesetzes vom 6. Oktober 2015 (GVBl. 
S. 283), BS 8053-3, wird wie folgt geändert:

Die Anlage (zu § 1) wird wie folgt geändert: 

1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
a)	 Die Nummern 1.5 und 1.7 werden gestrichen.
b)	 Die Nummer 3.2 erhält die folgende Fassung:
	 „3.2 Binnenschifffahrts-Arbeitszeitverordnung“
c)	 Die bisherigen Nummern 3.2 bis 3.5 werden Nummern 

3.3 bis 3.6.
d)	 Die Nummer 3.7 erhält die folgende Fassung:

„3.7	 Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit von selbstän-
digen Kraftfahrern“ 

e)	 Die bisherigen Nummern 3.6 und 3.7 werden Num-
mern 3.8 und 3.9.

f)	 Die Nummern 5, 5.1 und 5.2 werden gestrichen.

2.	 Die Übersicht über die anzuwendenden Rechtsnormen/
Verwaltungsaufgaben/zuständigen Behörden wird wie folgt 
geändert:
a)	 Die lfd. Nr. 1.5 und 1.7 werden gestrichen. 

b)	 Lfd. Nr. 3.1 erhält die folgende Fassung:

„3.1 Arbeitszeitgesetz vom 
6. Juni 1994 (BGBl. I  
S. 1170 -1171-) in der 
jeweils geltenden Fas-
sung

SGD/LGB; im Rah- 
men der Aufsicht 
über die Arbeits-
zeitgestaltung von 
Arbeitnehmerinnen  
und Arbeitnehmern,  
die als Mitglieder  
der Besatzung oder  
des Bordpersonals  
an Bord eines Fahr-
zeugs in der Binnen- 
schifffahrt beschäf-
tigt sind, einschließ- 
lich damit zusam-
menhängender Ord- 
nungswidrigkeits-
verfahren: Polizei-
präsidium Einsatz, 
Logistik und Tech-
nik“.

c)	 Nach lfd. Nr. 3.1 wird folgende neue lfd. Nr. 3.2 eingefügt: 

„3.2 Binnenschifffahrts-Ar-
beitszeitverordnung 
vom 19.  Juli 2017 
(BGBl. I S.  2659) in 
der jeweils geltenden 
Fassung

Polizeipräsidium Ein- 
satz, Logistik und 
Technik“.

d)	 Die bisherigen lfd. Nr. 3.2 bis 3.5.2 werden lfd. Nr. 3.3 
bis 3.6.2.

e)	 Nach lfd. Nr. 3.6.2 werden folgende neue lfd. Nr. 3.7 
und 3.7.1 eingefügt:

„3.7 Gesetz zur Regelung 
der Arbeitszeit von 
selbständigen Kraft-
fahrern vom 11.  Juli 
2012 (BGBl. I S. 1479) 
in der jeweils gelten-
den Fassung

SGD

3.7.1 § 8 Verfolgung und  
Ahndung von 
Ordnungswid-
rigkeiten

SGD“.

f)	 Die bisherigen lfd. Nr. 3.6 bis 3.7.3 werden lfd. Nr. 3.8 
bis 3.9.3.

g)	 Die bisherige lfd. Nr. 3.7.4 wird lfd. Nr. 3.9.4 und er-
hält die folgende Fassung:

„3.9.4 § 15 Verfolgung und  
Ahndung von 
Ordnungswid-
rigkeiten

SGD, soweit diese 
nach lfd. Nr. 3.9.3 
zuständig ist“.

E r s t e  L a n d e s v e r o r d n u n g 
zur Änderung der Landesverordnung über Zuständigkeiten  

auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes 
Vom 5. Dezember 2017
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h)	 In lfd. Nr. 4.10.1 wird die Verweisung „§ 9 Abs. 3 
Satz 3“ durch die Verweisung „§ 2 Abs. 3 des Familien-
pflegezeitgesetzes in Verbindung mit § 5 Abs. 2 Satz 1 
des Pflegezeitgesetzes“ ersetzt.

i)	 Die lfd. Nr. 5 bis 5.2.1 werden gestrichen.

Artikel 2

Die Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Mainz, den 5. Dezember 2017
Die Ministerpräsidentin 

Malu Dreyer

Die Ministerin für Soziales, Arbeit, 
Gesundheit und Demografie  

Sabine Bätzing

Der Minister für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau 

Volker Wiss ing
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